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FESTSETZUNGEN DURCH TEXTC

Die Gemeinde Fridolfing erlässt aufgrund §§ 1, 1a und 2, sowie §§ 8, 9 und 10 des Bau-
gesetzbuches (BauGB), der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(BauNVO), des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), des Art. 23 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern (GO), des § 9 des Gesetzes über Naturschutz und Land-
schaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz, BNatSchG), des Art. 4 des Gesetzes über den 
Schutz, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur (Bayerisches Natur-
schutzgesetz BayNatSchG) diesen Bebauungsplan als Satzung:

B HINWEISE DURCH PLANZEICHEN
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Bebauungsvorschlag

Vorgeschlagene 
Grundstücksgrenze

Pflanzvorschlag

Bezeichnung Baufeld
z.B. Baufeld AA

Stellplatzvorschlag

379,25
Höhe bestehendes Gelände,
z. B. 379,25 m üNHN

A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Umgrenzung von Flächen für CarportsCa

Öffentliche Verkehrsfläche - Straße

Straßenbegrenzungslinie

Baugrenze

Ga/Ca Umgrenzung von Flächen für Garagen und Carports

OK.FB
379,45

Festsetzung Höhenlage OK.FB [m ü.NHN] für Garagen und Carports, 
z.B. 379,45 m ü. NHN

Standort- und klimagerechter Laub- / Obstbaum, zu pflanzen

Fläche für die Regelung des Wasserabflusses (bestehende Rigole
zur Versickerung von Niederschlagswasser, zu erhalten)

Fläche für den Schutz vor Niederschlagswasser aus Starkregen-
ereignissen mit vorgeschriebener Höhenlage des Geländes 
entlang der festgesetzten Linie auf mind. 379,65 m üNHN

Lage der vorgeschriebene Höhenlage des Geländes 
auf mind. 379,65 m üNHN

GOK
379,65

OK.FFB.EG 
379,10

Festsetzung Höhenlage OK.FFB.EG [m ü.NHN],
z.B. 379,10 m ü.NHN

E Nur Einzelhäuser zulässig

D

D/H Doppelhäuser oder Hausgruppen zulässig

Nur Doppelhäuser zulässig

Höhensprünge sind durch Böschungen zu modellieren. Stützmauern sind bis zu
einer Höhe von 0,60 m zulässig. Sie sind mit Naturstein zu errichten und
dauerhaft begrünt auszubilden. Das künftige Gelände muss am Gebäude auf
0,0 m bis -0,3 m bezogen auf OK.FFB.EG angeglichen werden.

Festsetzungen zur Grünordnung
Je angefangene 300 m² Grundstücksfläche ist mind. 1 heimischer Laub- oder Obst-
baum zu pflanzen. Die im Planteil festgesetztem Baumpflanzungen können auf die
geforderte Mindestanzahl angerechnet werden. Von der festgesetzten Lage der Bäu-
me darf um bis zu 5,0 m abgewichen werden, wenn technische, verkehrstechnische
oder gestalterische Gründe dies erfordern.

Für alle Pflanzungen sind ausschließlich standortgerechte, klimaverträgliche und 
heimische Laubgehölze und regionaltypische Obstbäume zulässig.

Für alle Neupflanzungen werden nachfolgende Mindestpflanzqualitäten festgesetzt:
Laubbäume 1. bis 3. Ordnung:   Hochstamm, 3 x verpflanzt, STU 20 - 25 cm
Obstbäume:                              Hochstamm, 3 x verpflanzt, STU 14 - 16 cm
Sträucher:                                verpflanzter Strauch, 3 - 8 Triebe, 100 - 150 cm

Die gärtnerische Gesamtgestaltung ist bis spätestens 2 Jahre Nutzungsaufnahmne der
Gebäude herzustellen.

Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft
Zum Ausgleich des Eingriffes werden 1.285 qm vom Ökokonto Obermühlhausen, 
Fl.-Nrn. 668/0 und 674/0, Gmkg. Obermühlhausen, Gde. Dießen am Ammersee 
(ÖFK-Lfd.-Nr. 1015317) abgebucht.  

Zusätzlich werden 756 qm vom gemeindlichen Ökokonto Klebham auf dem Grund-
stück Fl.-Nr. 4432, Gmkg. Klebham, Gde. Fridolfing, abgebucht.

Schutz vor Niederschlagswasser aus Starkregenereignissen
Die im Planteil festgesetzte Fläche zum Schutz vor Niederschlagswasser aus 
Starkregenereignissen ist so auszuführen, dass entlang der im Planteil festgesetzten 
Linie eine Höhe von min. 379,65 m üNHN erreicht wird. 

Die Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser auf den Baugrundstücken
sind auf ein Bemessungsereignis mit einer Wiederkehrzeit von 30 Jahren (T30)
auszulegen. Die Bemessung muss nach den jeweils gültigen technischen Regel-
werken erfolgen. Für außergewöhnliche Starkregenereignisse ist ein Rückhalt für
ein Regenereignis mit einer Wiederkehrzeit von 100 Jahren (T100) zuzüglich
eines Zuschlages von 15% nachzuweisen. Der Nachweis muss sicherstellen, dass 
infolge des Rückhaltes keine unzulässigen Abflüsse oder Überflutungen angren-
zender Grundstücke oder öffentlicher Flächen auftreten.

Bedingte Festsetzung
Eine Nutzungsaufnahme von Wohngebäuden ist erst zulässig, wenn vorher die 
festgesetzte Fläche zum Schutz vor Niederschlagswasser in der festgesetzten
Höhe hergestellt wurde oder ein gleichwertiger Schutz besteht.
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D HINWEISE DURCH TEXT
Versickerung von Niederschlagswasser
Dachflächenwasser sowie Niederschlagswasser von privaten Hof- und Zufahrts-
flächen sind, soweit die Bodenverhältnisse dies erlauben, auf den jeweiligen 
Grundstücken zu versickern. Dabei ist eine breitflächige Versickerung über eine 
belebte Bodenzone anzustreben.

Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von Nieder-
schlagswasser eine genehmigungsfreie Versickerung bzw. Gewässereinleitung 
vorliegt. Die Vorgaben der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) 
und der technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten.

Die Errichtung von Regenwasserzisternen zum Rückhalt von Niederschlagswasser
und zur Nutzung von Regenwasser, z.B. für die Gartenbewässerung wird empfohlen.

Gefahren durch Wasser
Gebäude sind eigenverantwortlich so zu gestalten, dass in der Fläche abfließender
Starkregen nicht eindringen kann.

Geländeveränderungen sind so auszuführen, dass Dritte durch wild abfließendes
Oberflächenwasser nicht benachteiligt werden.

Bodendenkmäler
Bodendenkmäler, die bei der Ausführung von Baumaßnahmen zu Tage treten, 
unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 Denkmalschutzgesetz (DSchG). Sie sind 
dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege BLfD oder der Unteren Denkmal-
schutzbehörde unverzüglich anzuzeigen.

Immissionen aus der Landwirtschaft
Von den angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen können Immissionen 
insbesondere Geruch, Lärm, Staub und Erschütterungen ausgehen, auch an Sonn-
und Feiertagen und zur Nachtzeit, insbesondere während der Erntezeit.

Artenschutz
Bei den Beleuchtungsanlagen sind grundsätzlich die Vorgaben des Artikel 11a Bay-
erisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG) zu berücksichtigen. 

Ausgleichsflächen
Die Umsetzung der naturschutzfachlichen Ausgleichsmaßnahmen ist durch einen
städtebaulichen Vertrag vor Satzungsbeschluss zu sichern. Alternativ ist auf Ebene
der Vorhabenzulassung, etwa im Wege einer Nebenbestimmung zur Baugenehmigung,
dafür zu sorgen, dass die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden.
Die Flächen im Privateigentum sind mit einem Vertrag einer beschränkt persönlichen
Dienstbarkeit (dingliche Sicherung) oder einer Reallast zu sichern. ....................

M 1 : 1.000

VERFAHRENSVERMERKE

mit integriertem Grünordnungsplan

Planfassung f. Bekanntm.

ZEICHNUNGSMAßSTAB:

Bebauungsplan

"Hasenbergl II"

Entwurf

Planung

Marienstraße 3
83278 Traunstein

Projekt-Nr. 23101

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

Format 765 / 585

Tel.: 0861 / 98 987 -0
info@begs-gmbh.de
www.begs-gmbh.de

Bearb.: JU/LB

08.04.2026

1.
1.1

1.2

2.
2.1

2.2

2.3

3.
3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

3.6

3.7

3.8

3.9

3.10

4.
4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

4.7

4.8

4.9

4.10

4.11

4.12

4.13

Art der baulichen Nutzung
Festgesetzt wird ein Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO.

Die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO werden nicht Bestandteil dieses Bebau-
ungsplans.

Maß der baulichen Nutzung
Die Grundflächenzahl wird mit 0,32 festgesetzt.

Die seitliche Wandhöhe wird mit 7,0 m festgesetzt. Sie wird gemessen von der 
Oberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss OK.FFB.EG bis zum Schnittpunkt der
traufseitigen Außenwand mit OK Dachhaut.

Es sind max. 2 Vollgeschosse zulässig.

Überbaubare Grundstücksflächen, Nebenanlagen und Anlagen für den 
ruhenden Verkehr
Balkone dürfen insgesamt nicht mehr als 2/3 der Breite der Außenwand des 
jeweiligen Gebäudes in Anspruch nehmen. Dabei dürfen sie die Baugrenzen
ausnahmsweise um bis zu 1,5 m überschreiten.

Für Terrassen ist ausnahmsweise eine Überschreitung der Baugrenzen bis zu
30 m² je Gebäude zulässig.

Untergeordnete Nebenanlagen sind auf den nicht überbaubaren Grundstücks-
flächen bis zu einer Größe von 30 m² je Wohngebäude zulässig.

Die seitliche Wandhöhe für Garagen und Carports, gemessen von der Oberkan-
te Fußboden OK.FB bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit OK Dachhaut, be-
trägt max. 3,0 m. Soweit im Planteil nicht abweichend geregelt, wird die OK.FB 
für Garagen und Carports an deren Hinterkante auf 379,65 m ü.NHN festgesetzt.

Von Garagen und Carports ist ein Mindestabstand zur Straßenbegrenzungslinie 
einzuhalten:
   -  Garagen 3,0 m
   -  Carports 1,5 m

Je Wohngebäude sind max. 4 überdachte Stellplätze als Garagen oder Carports
zulässig. Sofern diese aneinandergebaut werden, sind sie nach jedem 4. über-
dachten Stellplatz durch einen Abstand von mind. 3,0 m zu gliedern. Die übrigen 
Stellplätze sind offen herzustellen.

Zusammengebaute Garagen sind profilgleich auszuführen und in Material und
Gestaltung aufeinander abzustimmen.

Nicht überdachte Stellplätze dürfen mit ihrer Hinterkante max. 6,0 m von der 
Straßenbegrenzungslinie entfernt errichtet werden.
Sie sind wasserdurchlässig auszuführen, z.B. mit wassergebundenen Decken, 
Rasengittersteinen oder Pflaster mit Rasenfuge. Zusammenhängende, nicht
überdachte Stellplätze sind nach mind. jedem 5. Stellplatz durch Baumpflan-
zungen zu gliedern.

Je Wohneinheit sind 
   -  bei einer Wohnfläche von bis zu 60 m² 1 Stellplatz,
   -  bei einer Wohnfläche von über 60 m² bis zu 100 m² 1,5 Stellplätze,
   -  bei einer Wohnfläche von über 100 m² je 2 Stellplätze
nachzuweisen.

Die höchstzulässige Zahl von Wohnungen und Stellplätzen wird wie folgt 
festgesetzt.
Bauraum A  max. 4 WE max. 7 Stpl.
Bauraum B max. 6 WE max. 8 Stpl.
Bauraum C max. 6 WE max. 8 Stpl.
Bauraum D max. 6 WE max. 8 Stpl.
Bauraum E,
  bei Hausgruppe max. 3 WE max. 6 Stpl.
  bei Doppelhaus max. 2 WE/ Gebäude max. 6Stpl.
Bauraum F max. 2 WE/ Gebäude max. 6 Stpl.

Gestalterische Festsetzungen
Hauptgebäude sind als betontes Rechteck mit einem Seitenverhältnis von mind. 
5:4 auszubilden.

Die maximalen Baukörpermaße betragen

   -  für Bauraum A  : 18,25 m x 12,50 m
   -  für Bauräume B  , C  , D  und E  : 16,00 m x 12,50 m
   -  für Bauraum F  : 12,50 m x 7,50 m je Doppelhaushälfte

Für Hauptgebäude sind ausschließlich gleichschenklige Satteldächer mit mittigem 
First und einer Dachneigung von 20 - 25 Grad zulässig. Der First ist parallel zur
Traufseite der Gebäude anzuordnen.

Für Garagen und Carports ist ausschließlich ein begrüntes Flachdach zulässig.

Die Dacheindeckungen der Gebäude mit Satteldächern sind mit matten, roten bis 
rotbraunen, ocker- oder anthrazitfarbenen, kleinformatigen Materialien auszuführen.

Dacheinschnitte und sonstige Dachaufbauten sind unzulässig.

Für Gebäude mit einer Dachneigung über 24 Grad ist 1 Quergiebel oder 1 Dach-
auffaltung zulässig. Diese sind mittig anzuordnen. Ein Abweichen um bis zu 0,5 m 
aus der Mitte ist zulässig.
Die zulässige Giebelbreite ist auf max. 1/3 der Gebäudelänge (Traufseite) ohne 
Berücksichtigung des Dachüberstandes begrenzt.
Dachauffaltungen sind aus der Traufe zu entwickeln. Quergiebel sie dürfen bis zu 
0,8 m über die Traufe hinausragen. 
Die Dachneigung des Giebels darf um bis zu 5 Grad von der Dachneigung des 
Hauptgebäudes abweichen.
Der First muss mind. 0,5 m lotrecht unter der Hauptfirstlinie angeordnet sein. Die 
Wandhöhe des Giebels darf die festgesetzte seitliche Wandhöhe um max. 0,8 m 
überschreiten.

Alle Gebäude müssen Dachüberstände aufweisen.
   -  Hauptgebäude: Giebelseite 0,5 - 1,5 m / Traufseite 0,6 - 1,1 m
   -  Nebengebäude: Giebel-/Traufseite 0,3 - 1,0 m
Dies gilt nicht für Garagen und Carports.

Solarzellen und Sonnenkollektoren sind bei Satteldächern parallel zur Dachfläche
zu installieren. 

Zur Fassadengestaltung sind ausschließlich Holz, Putz in weißen oder hellen Tönen
oder Glas zulässig. Fassadenkollektoren zur Energiegewinnung sind zulässig.

Doppelhäuser und Hausgruppen sind profilgleich zu errichten. Die Gestaltung ist 
an Form, Farbe und Material aneinander anzugleichen.

Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 1,00 m zulässig. Eine Bodenfreiheit von 
0,15 m ist einzuhalten. Sockelmauern, Mauern und Gabionen zur Einfriedung sind 
unzulässig.

Nicht überdachte Stellplätze und Zuwegungen sind sickerfähig herzustellen.

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom  _______________  gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde am  _______________  ortsüblich bekanntgemacht.

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher 
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung 
vom  _______________  hat in der Zeit vom  _______________  
bis  _______________  stattgefunden.

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung 
vom  _____________  hat in der Zeit vom _______________  
bis  _______________  stattgefunden.

Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom  _______________  
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom  _______________  bis  _______________  
beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom _______________  
wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom   _____________  bis  ______________ im Internet veröffentlicht.

Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats 
vom  _______________  den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der 
Fassung vom  _______________  als Satzung beschlossen.

Fridolfing, den ............................. 

                                             ........................................................ 
                                                               Werner Schulzke
                                                         (Erster Bürgermeister)

Ausgefertigt

Fridolfing, den ............................. 

                                             ........................................................ 
                                                               Werner Schulzke
                                                         (Erster Bürgermeister)

Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am  _______________  
gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungs-
plan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der 
Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf 
Verlangen Auskunft gegeben.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. 
Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die 
§§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Fridolfing, den ............................. 

                                             ........................................................ 
                                                              Werner Schulzke
                                                         (Erster Bürgermeister)
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